
 

Auszug aus dem substanziellen Protokoll 
178. Ratssitzung vom 10. Dezember 2021 
 
 
 

4709. 2021/368 
Weisung vom 15.09.2021: 
Finanzverwaltung, Budgetvorlage 2022 (Detailbudgets und Produktegruppen-
Globalbudgets) 

  
Die Budgetberatung wird fortgesetzt (vergleiche Sitzung Nr. 177, Beschluss-Nr. 
4709/2021). 
 
 
Beschlüsse: 

 
 Antrag 101. 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Alan David Sangines (SP): Das Thema Bundesasylzentrum hat uns im Gemeinderat 
wiederholt beschäftigt. Es gibt mehrere Vorstösse dazu. Zum vorliegenden Antrag: In 
der Stadt Zürich gibt es sieben Klassen, die von Kindern aus dem Bundesasylzentrum 
besucht werden. Ein Bericht der ZHAW äussert sich zur Unterbringung der Kinder im 
Bundesasylzentrum. Die Kinder weisen eine Vielzahl von Belastungen auf, die sie auf 
der Flucht aus ihrem Heimatland erlebt haben. Auch nach ihrer Ankunft in der Schweiz 
stellen sich ihnen viele verschiedene Herausforderungen. Von diesen Klassen befinden 
sich zwei Primarklassen und eine Kindergartenklasse im Schulhaus Pfingstweid. Zudem 
sind vier Sekundarschulklassen im Schulhaus Limmat A untergebracht. Die Kinder 
haben sehr vieles erlebt, sind belastet und deshalb eine Herausforderung für den 
Schulbetrieb. Dadurch ist auch die Schulsozialarbeit stark gefordert. Gleichzeitig steigen 
die Schülerinnen- und Schülerzahlen, was die Schulsozialarbeit allgemein fordert. Bis 
jetzt gibt es noch keine Schulsozialarbeit, die direkt den Bundesasylzentrum-Klassen 
zugewiesen wurde. Die Mehrheit findet es aber wichtig, dass spezifische Ressourcen 
der Schulsozialarbeit für die Bundesasylzentrum-Klassen vorgesehen sind, damit man 
sich um die spezifischen Anliegen der Kinder aus dem Bundesasylzentrum kümmern 
kann. Dies ist auch der Wunsch der zuständigen Schulpflege. Sie beziffert den Bedarf 
auf eine 75%-Stelle. Wir beantragen, dass die Stelle ins Budget aufgenommen wird. 
 
Cathrine Pauli (FDP): Die Minderheit vertritt die Meinung des Stadtrats. Wir haben 
grundsätzlich nichts gegen eine solche Budgetposition. Es geht uns um den Prozess. 
Dieser sollte wie folgt ablaufen: Das Schuldepartement stellt einen Antrag ans 
Sozialdepartement. Dieses verfügt meist bereits über die entsprechenden Ressourcen, 
um relativ einfach und unkompliziert Schulsozialarbeiter zur Verfügung zu stellen. Das 
Sozialdepartement hat aber im vorliegenden Fall keinen entsprechenden Antrag vom 
Schuldepartement erhalten. Sowohl das Schuldepartement als auch wir als Minderheit 
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sind irritiert, dass Anträge wie dieser via Budget eingereicht werden. Stadtrat Raphael 
Golta hat uns bestätigt, dass sein Departement Bereitschaft zeigen würde, auf solche 
Anfragen zu reagieren, insbesondere, wenn es sich um einen Hotspot wie das 
Bundesasylzentrum handeln sollte, wo die Schulsozialarbeit sicherlich wichtig ist. 
 
S. 388 55 SOZIALDEPARTEMENT 

 5500 Sozialdepartement Departementssekretariat 
 3634 00 105 Beiträge an AOZ für besondere städtische Integrationsleistungen 

  Verbesserung Verschlechte-
rung 

Betrag  Stimmen 

101. Antrag Stadtrat   6 815 200 
-245 500 N 

Minderheit Cathrine Pauli (FDP) Refe-
rentin, Susanne Brunner 
(SVP), Severin Pflüger 
(FDP), Sven Sobernheim 
(GLP), Johann Widmer 
(SVP)   

 47 500 6 617 200 Mehrheit Alan David Sangines (SP) 
Referent, Präsident Felix 
Moser (Grüne), Vizepräsi-
dent Florian Utz (SP), Wal-
ter Angst (AL), Dr. Florian 
Blättler (SP), Renate Fi-
scher (SP) 

  Begründung:  Zweckgebundene Schulsozialarbeit-Ressourcen (25 %) für Klassen des 
Bundesasylzentrums 

 
Abstimmung gemäss Art. 43bis Abs. 1 lit. a Gemeindeordnung (Ausgabenbremse) für 
den Antrag der Mehrheit: 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 68 gegen 47 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. Somit ist das Quorum von 63 Stimmen für die Ausgabenbremse erreicht. 
 
______________________________________________________________________________________________ 
 

 
 Antrag 102. 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Natascha Wey (SP): Mit der Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung 
(VO KB) haben wir bereits heute die Möglichkeit, gezielte Projekte mit Objektbeiträgen 
zu fördern, die der Qualitätsentwicklung oder der Qualitätssteigerung in der vorschuli-
schen Kinderbetreuung dienen sollen. Wir sind jedoch regulatorisch eingeschränkt. Es 
gibt ein Verwaltungsgerichtsurteil, das der Kommune untersagt, einen besseren Betreu-
ungsschlüssel zu fordern als vom Kanton vorgegeben. Wir möchten trotzdem bald eine 
Qualitätsverbesserung erreichen. Mit dem vorliegenden Betrag möchten wir ein Pilotpro-
jekt finanzieren, das die Möglichkeiten schafft, dass Kitas, die mit mehr ausgebildetem 
Personal arbeiten und mehr pädagogische Arbeit leisten, zusätzlich entschädigt werden. 
Diese Qualitätsmassnahme ist in keiner Form ein Widerspruch zu den beiden Motionen, 
die derzeit noch in der Umsetzung hängig sind und die ebenfalls mehr und bessere 
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Qualität in der vorschulischen Kinderbetreuung fordern. Das zeigen auch die Antworten 
der RPK. Unser Antrag ist vielmehr der Beginn der Umsetzung. Mir erschliesst sich 
nicht, warum die AL und die Grünen bei diesem Antrag nicht mitziehen. Erstens ist alles, 
was man in punkto Qualität schneller umsetzen kann, gut und dringend notwendig. 
Zweitens müsste man die Massnahmen bei der Verordnungsrevision sowieso ausarbei-
ten. Es ist dann eine Frage der Verstetigung und erst dann nachhaltig. Die RPK-
Antworten bestätigen dies. Drittens ist ein Pilotprojekt sinnvoll, damit man ein besseres 
Verständnis davon hat, was funktioniert, wenn wir dann die Revision angehen. Es ist 
nicht einfach, qualifiziertes Personal zu finden. Der Kita-Markt ist ziemlich ausgetrock-
net. Ein Grund dafür sind die schlechten Arbeitsbedingungen. Das Personal hat zu we-
nig Zeit, um das gut zu machen, wofür es eigentlich ausgebildet wäre: gute pädagogi-
sche Arbeit. Wer möchte, dass sich die Betreuungsqualität in den einzelnen Kitas rasch 
verbessert und somit auch das Personal entlastet wird, sollte unserem Antrag zustim-
men. 
 
Cathrine Pauli (FDP): Ich vertrete bei diesem Antrag die Mehrheit und die Meinung des 
Stadtrats. Die Minderheit fordert einen Objektbeitrag für die Verbesserung der Qualität 
durch mehr pädagogische Arbeit im Bereich Kita. Wir haben grundsätzlich nichts gegen 
dieses Anliegen. Gemäss VO KB ist es möglich, dass man eine Objektsubvention 
spricht. Man muss zweifellos daran arbeiten, wie die Qualität in den Kitas garantiert sein 
soll. Das ist sowohl die Meinung der Mehrheit wie auch die Meinung des Sozialdeparte-
ments. Aber das Sozialdepartement möchte geordnet vorgehen und zuerst die Grundla-
gen schaffen, die Rahmenbedingungen definieren und danach die Umsetzung angehen. 
Seit Anfang 2020 läuft im Sozialdepartement ein entsprechendes Projekt. Ziel dieses 
Projekts ist, dass langfristig und umfassend die Qualität in den Kitas garantiert werden 
kann. Das Ziel ist, per 1.1.2024 eine Anpassung der VO KB vorzustellen und umzuset-
zen. Aus Sicht des Sozialdepartements ist der Antrag der Minderheit nur ein kleiner 
Baustein zur Ermöglichung der Qualitätsentwicklung. Es braucht klare weitere Massnah-
men durch ein systematisches Qualitätsentwicklungssystem. Der vorliegende Antrag 
geht jedoch den umgekehrten Weg. Man fordert zuerst Personal, und zwar nicht wenig. 
Es werden 45 Vollzeitstellen für die Stadt gefordert. Man hat 5 Stellenprozente pro Kita 
berechnet. Es gibt 337 Kitas mit 900 Gruppen in der Stadt. Das ergibt 45 Vollzeitstellen 
und 3,8 Millionen Franken zusätzlich im Budget. Was dabei vergessen ging: Es ist das 
eine, dass man den Kitas Geld gibt. Aber im Sozialdepartement muss dann auch je-
mand diesen Bereich managen. Jemand muss festlegen, ob eine Kita eine Berechtigung 
für einen Objektbeitrag hat. Früher oder später müsste somit das Sozialdepartement so-
wieso mit einem Nachtragskredit kommen, da es Ressourcen benötigt, um die 3,8 Millio-
nen Franken zu managen. Man sollte bis am 1.1.2024 warten, anstatt jetzt auf dem um-
gekehrten Weg damit zu beginnen. In einem Jahr wird das Thema wohl im Gemeinderat 
behandelt. Letztendlich ist überhaupt nicht sicher definiert, wie die Qualitätssicherung 
stattfinden soll und wie die Umsetzung im Sozialdepartement sein soll. Es gibt noch ei-
nige Themen, die noch gar nicht angedacht sind. Ich bin froh, dass die Mehrheit die Hal-
tung des Stadtrats unterstützt und gegen den Antrag ist.  
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Weitere Wortmeldungen: 
 
Walter Angst (AL): Natascha Wey (SP) hat gefragt, warum wir gegen den Vorschlag 
sind. Es geht um einfache prozessuale Fragen. Beiträge wie diese können im Moment 
nur befristet auf ein Jahr herausgegeben werden. Wenn man sieht, welche Beiträge im 
Rahmen der Qualitätsprojekte gesprochen wurden, sind das ganz andere als jene, die 
wir nun mit einer Qualitätsoffensive anstreben würden. Es macht keinen Sinn, den Kitas 
den Speck durch den Mund zu ziehen und zu sagen, sie würden mehr Lohnkosten fi-
nanziert erhalten, wenn man zugleich keine Garantie geben kann, dass man dies auch 
dauerhaft über mehrere Jahre realisieren kann. Einige Kitas müssten zusätzliches Per-
sonal anstellen. Die anderen, zum Beispiel grosse Kitas wie Globegarden, könnten das 
einfach abrechnen und etwas mehr Geld einnehmen. Ich verstehe nicht, warum die SP 
auf ein Konzept wie dieses setzen will. Die Kita-Landschaft in der Stadt Zürich und auch 
das Sozialdepartement stehen vor grossen Herausforderungen. Die erste Klärung, die – 
auch in der Kommission – stattfinden muss, lautet, ob die 121 Franken Normkostensatz 
den Institutionen überhaupt eine Basis für eine Weiterentwicklung bieten können. Die 
zweite Klärung betrifft die Aufträge, die wir erteilt haben, Qualitätssicherung zu machen, 
und zwar mit einer Verordnungsänderung, die das heutige System ablöst. Diesbezüglich 
bin ich erstaunt, dass das Sozialdepartement nicht in der Lage ist, den Turbo einzu-
schalten und die dazugehörige Weisung bereits 2022 zu bringen, damit man 2023 be-
ginnen könnte. Ich verstehe diese Verzögerungstaktik nicht. Beim dritten Punkt schliess-
lich geht es darum, dass man in einen normalen Dialog eintreten muss und auch Wege 
finden muss, damit die Arbeitsbedingungen der Care-Workerinnen innerhalb der Kitas 
besser werden. Die Praktikumsmanie muss enden. Man sollte Ausbildungsmöglichkei-
ten schaffen, wie wir sie im Gemeinderat bereits für den Pflegebereich diskutiert haben. 
Es braucht dort die Initiative von verschiedenen Seiten. Nun an einer einzigen Ecke 
schrauben zu wollen, wo es eigentlich nichts bringt, würde lediglich dazu führen, dass 
das gesamte System nochmals überfordert ist und würde nicht die notwendigen Mass-
nahmen einleiten. Wir wechseln deshalb zur Mehrheit.  
 
Natascha Wey (SP): Eine Replik auf das Votum von Cathrine Pauli (FDP): Es war auch 
das gleiche Sozialdepartement, das die Antworten gegeben hatte, dass das von uns 
vorgeschlagene Vorgehen möglich ist. Zum Votum von Walter Angst (AL): So, wie es in 
den RPK-Antworten steht, sind es nicht andere Beiträge, die gesprochen werden. Es 
steht ausdrücklich geschrieben, dass es ein kleiner Teil einer Qualitätsentwicklung ist, 
mit der man danach im Rahmen der Verordnungsänderung sofort weiterarbeitet. Zum 
Punkt der Befristung: Natürlich ist ein Pilotprojekt befristet. Das liegt in der Natur der 
Sache. Aber es liegt auch in der Hand des Gemeinderats, dass er, wenn das 
Pilotprojekt funktioniert hat, die Befristung im nächsten Jahr für ein weiteres Jahr 
verlängert, bis die Revision kommt. Zur praktischen Umsetzung: Die Fluktuation in den 
Kitas ist riesig. Das liegt auch daran, dass die Personen jung sind und nur kurz im Beruf 
verweilen. Das bedeutet, dass die Kitas sowieso dauernd Stellen neu planen müssen. 
Eine befristete Massnahme, die kommuniziert ist, und die aller Voraussicht nach 
weitergeht, wäre planerisch somit zu verkraften. Stadtrat Richard Wolff hat vorhin in 
seiner Rede von einer Stadt gesprochen, in der Versuche möglich sein sollen. Das ist 
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aus meiner Sicht ein guter Punkt. An die Fraktionen der AL und der Grünen: Politischer 
Wille sieht anders aus. Es war ein Hickhack und ein grosses Theater in Anbetracht 
dessen, dass der Wille sowieso nicht vorhanden war. Ich habe meine Lektion gelernt, es 
scheinen offenbar andere Machtmechanismen zu spielen. Ich komme dann gerüstet für 
nächstes Jahr. 
 
Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Sozialdepartements Stellung. 
 
STR Raphael Golta: Ich wollte mich eigentlich nicht zum vorliegenden Antrag äussern. 
Walter Angst (AL) hat mich aber sozusagen dazu aufgefordert. Die RPK-Referentin 
Cathrine Pauli (FDP) hat die Haltung des Stadtrats korrekt zusammengefasst. Unser 
Antrag liegt vor. Es ist klar: Wir planen aktuell keine entsprechenden Projekte. Wir ha-
ben der RPK aber aufgezeigt, was die Möglichkeiten sind, wenn man entsprechende 
Mittel sprechen und das Thema bereits früher angehen möchte. Es liegt am Gemeinde-
rat, ob er den erwähnten Turbo einschalten will. Den Vorwurf, der Stadtrat mache im Be-
reich der Kitas kein Tempo, finde ich überraschend. Die Stadt Zürich lancierte in der 
Corona-Pandemie in ziemlich schneller Kadenz unterschiedliche Rettungsaktionen. Es 
ging darum, dass wir die Kita-Landschaft, die wir in Zürich haben, über diese Phase hin-
aus erhalten können. Wir waren eine der ersten Gemeinden, die sich darum kümmerte. 
Es spricht für uns und für die Massnahmen, dass wir es auf eine Art und Weise erledigt 
haben, bei der man heute bereits nicht mehr daran denkt, dass wir das damals tun 
mussten und wie schnell es vonstatten ging. Wir gingen einige Risiken ein. Es gibt da 
und dort rechtliche Rahmenbedingungen bei gewissen Massnahmen. In der Zwischen-
zeit weiss ich nicht, ob wir die Möglichkeiten heute noch hätten, die wir damals ergriffen 
haben. Das Verwaltungsgericht ist dem Regierungsrat in den Rücken gefallen und hat 
gewisse Möglichkeiten eingeschränkt. Wir haben trotzdem einiges unternommen. Es ist 
interessant, dass auch die entsprechenden Vorstösse zum Thema Qualität kamen, 
nachdem der Stadtrat sagte, man müsse in die Qualität investieren. Wir stehen tatsäch-
lich vor einer sehr komplexen Herausforderung. Da bin ich mit Walter Angst (AL) absolut 
einverstanden. Wir sind als Gemeinde im heutigen Setting in der Schweiz und im Kan-
ton Zürich ziemlich alleingelassen in der Frage, wie wir Kitas organisieren. Die Stadt Zü-
rich ist östlich von Lausanne wohl jene Gemeinde, die in den letzten Jahren diesbezüg-
lich am meisten unternommen hat. Das Thema Qualität ist aber auch in der Stadt Zürich 
noch ein ungelöstes Thema. Man könnte auch sagen, wie es Walter Angst (AL) in einem 
früheren Votum zum Thema Schule formulierte: In der Thematik der Eltern sind wir be-
reits sehr weit, beim Thema der Kinder müssen wir aber noch einiges aufholen. Wir ar-
beiten im höchstmöglichen Tempo daran, entsprechende Vorlagen zu produzieren. Dort 
ist es ein Bestandteil – und diesbezüglich habe ich Sympathie für den Antrag –, dass wir 
sagen, es gibt Elemente, die wir finanzieren müssen. Wir müssen dort Finanzierungs-
beiträge leisten, wo die Kitas mehr in die Qualität investieren als vom Kanton vorgege-
ben. Anspruchsvoll ist das Winterthurer Verwaltungsgerichtsurteil, das uns nur die Mög-
lichkeit gibt, dass wir Anreize setzen, uns aber nicht erlaubt, eigene Vorgaben zu ma-
chen. Ich hoffe, dass uns der Kanton zusätzliche Möglichkeiten geben wird. Sonst wä-
ren wir sehr beschränkt in unseren Möglichkeiten. Es ist bereits einiges im Gang. Wenn 
man uns das Leben schwer machen will und den Turbo einlegen will, stimmt man dem 
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Antrag zu. Wenn man dem Stadtrat folgen will und unserem Rhythmus, so wie wir ihn 
geplant haben, nachgehen will, lehnt man den Antrag ab.  
 
S. 389 55 SOZIALDEPARTEMENT 

 5500 Sozialdepartement Departementssekretariat 
 3636 00 142 Beiträge an private Unternehmungen für familienunterstützende Dienstleistungen 

  Verbesserung Verschlechte-
rung 

Betrag  Stimmen 

102. Antrag Stadtrat   6 798 900 Mehrheit Cathrine Pauli (FDP) Refe-
rentin, Susanne Brunner 
(SVP), Severin Pflüger 
(FDP), Sven Sobernheim 
(GLP), Johann Widmer 
(SVP)   

 3 802 500 10 601 400 Minderheit Alan David Sangines (SP) 
Referent, Vizepräsident 
Florian Utz (SP), Dr. Flo-
rian Blättler (SP), Renate 
Fischer (SP)   

  
 

Enthaltung Präsident Felix Moser 
(Grüne), Walter Angst (AL) 

  Begründung:  Objektbeiträge für Verbesserung der Qualität durch mehr pädagogische 
Arbeit 

 
Abstimmung gemäss Art. 43bis Abs. 1 lit. a Gemeindeordnung (Ausgabenbremse) für 
den Antrag der Minderheit: 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 72 gegen 43 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu.  
 
______________________________________________________________________________________________ 
 

 
 Gemeinsame Behandlung der Anträge 103. bis 106. 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Flurin Capaul (FDP): Im GZ Heuried wurde vom Quartierverein Wiedikon kürzlich der 
Neuzuzüger-Anlass durchgeführt. Ich durfte an diesem Anlass die zehn schönsten Orte 
Wiedikons im Kreis 3 vorstellen. Diese Gelegenheit habe ich genutzt und bei den anwe-
senden Personen nachgefragt, was sie von den Drehscheiben halten. Das Feedback 
lautete: Sie würden nicht ganz verstehen, wozu die Drehscheiben dienen sollten. Wenn 
man die Ausschreibungsunterlagen etwas genauer studiert, sieht man, dass die Aufga-
ben der Drehscheiben zu 90 Prozent von den heutigen GZ und Quartiervereinen abge-
deckt werden. Die Leistungsvereinbarungen zwischen der Stadt und den Quartierverei-
nen zum Beispiel stellen bereits folgende Punkte sicher: Informationsaustausch, Vernet-
zungsanlässe oder auch Zugang zur Verwaltung zwecks Herstellung von Kontakten. 
Der zweite Punkt betrifft die Kosten. Ein Beispiel: Ich bin der Kassierer des Quartierver-
eins Wiedikon. Der Quartierverein Wiedikon erhält jeweils 17 000 Franken von der 
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Stadt. Damit und mit dem doppelten Betrag, den er mit eigenen Mitteln generiert, finan-
ziert er folgende Ausgaben: Jede Woche werden News auf Facebook, auf der Webseite, 
auf Instagram und per Newsletter verbreitet. Jedes Jahr finden rund 20 Anlässe statt, 
die pro Jahr rund 1600 Besucher anlocken. Wir behandeln pro Jahr ungefähr 50 Bürger-
anliegen. Das ist, wenn jemand aus dem Quartier eine Frage hat und sich erkundigt, 
wer in der Verwaltung ihm dabei helfen könnte. Insgesamt handelt es sich um rund 300 
Personentage ehrenamtliche Arbeit, und dies für 17 000 Franken pro Jahr. Finanziell 
betrachtet würde eine Drehscheibe ungefähr 15 Quartiervereinen entsprechen. Das 
steht aus unserer Sicht in keinem Verhältnis zu dem, was eine Drehscheibe leisten 
sollte. Zum letzten Punkt: Das vorliegende Projekt ist eine «Quartierkoordination re-
loaded». Es gab schon einmal ein Projekt in diese Richtung, es trug lediglich einen an-
deren Namen. Die Idee war umstritten. Sie wurde damals auch nicht weitergeführt. Aus-
löser dafür war das Postulat 2016/430 von SP, FDP und GLP. Das Postulat hatte zum 
Ziel, Doppelspurigkeiten und Konkurrenzsituationen gegenüber den Organisationen aus 
den Quartieren zu vermeiden. Ebenso sollte die Eigeninitiative in den Quartieren im 
Zentrum stehen. An dieser Situation hat sich bis heute nichts geändert. Deshalb sehen 
wir nicht ein, weshalb es die Drehscheiben braucht.  
 
Alan David Sanginges (SP): Bevor wir zum Thema Drehscheiben kommen, erlaube ich 
mir noch eine Bemerkung zur Debatte von vorher. Es war aus meiner Sicht ein positives 
Beispiel: Eine kompetente Frau aus der SP hatte eine Idee, was man in einem bestimm-
ten Thema unternehmen könnte, und hat entsprechende Fragen an den Stadtrat gerich-
tet. Der Stadtrat hat das Anliegen nicht selber beantragt, aber er gab auf die Anfrage hin 
Hinweise, wie man die Idee umsetzen könnte, wenn man sie weiterverfolgen wollte. So 
stelle ich mir die Arbeit zwischen Legislative und Exekutive vor. Im Schul- und Sportde-
partement haben wir das Gegenteil erlebt. Dort mussten wir in vier Runden fragen, was 
man tun müsste, wenn man einen Betrag im Budget einstellen wollte. Die Antworten lau-
teten, man brauche dieses und jenes nicht oder man könne es nicht berechnen. Im vor-
hergehenden Antrag lag nun ein tolles Beispiel vor, wie es auch funktionieren könnte. 
Zu den Drehscheiben: Im Jahr 2019 fand ein breit angelegter Mitwirkungsprozess in der 
Stadt Zürich statt, in dem die Stadt ihre Schnittstellen zur Bevölkerung in den Quartieren 
überprüfte. Als wichtiges Anliegen aus diesem Prozess kam die Aussage, dass sich die 
Bevölkerung mehr Anlaufstellen und Begegnungsorte im Quartier wünscht. Derselbe 
Wunsch tauchte auch beim Mitwirkungsverfahren zur Altersstrategie auf. Dort zeigte 
sich, dass ältere Menschen Anlaufstellen und Zugang zu lokalen Organisationen und 
städtischen Angeboten benötigen. Wir wollen die Arbeit der Quartiervereine nicht 
schmälern. Aber in Mitwirkungsprozessen kam dieser Wunsch klar heraus. Deshalb hat 
der Stadtrat beschlossen, basierend auf dem Mitwirkungsverfahren und dem Wunsch 
der Quartierbevölkerung, mit den Drehscheiben in zwei Quartieren einen Pilotversuch 
zu starten. Für den Pilotversuch ausgewählt wurden der Kreis 4 und 5 mit einer Dreh-
scheibe, die durch die Stadt organisiert wird, und Altstetten mit zwei Drehscheiben, die 
durch Private organisiert werden. Der Pilotversuch soll während zwei Jahren extern 
überprüft werden. Am Schluss soll ein Evaluationsbericht erstellt werden. Danach kann 
man entscheiden, ob man die Drehscheiben definitiv einführen will. Dann können auch 
alle Fragen, wie sie nun von meinem Vorredner erwähnt wurden, geklärt werden und es 
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wird sich herausstellen, ob man die Drehscheiben benötigt oder nicht. Die Mehrheit er-
achtet die Drehscheiben als spannendes Projekt, das aus der Bevölkerung gewünscht 
wurde und ist dafür, dass das Projekt umgesetzt wird. Es gibt gewisse Vorbehalte von 
der Lokalität im Kreis 4 und 5 seitens AL. Die AL wird sich dazu noch äussern. Der 
Mehrheit ist es nicht so wichtig, wo die Drehscheiben stattfinden. Aber sie müssen statt-
finden. Wenn man nun entscheiden sollte, dass die Drehscheiben in einem anderen 
Quartier als 4 und 5 sein sollen, ist das für uns auch in Ordnung. Hauptsache, es gibt 
die Drehscheiben und man kann den Pilotversuch evaluieren, damit man nachher ent-
scheiden kann, welchen Nutzen die Drehscheiben bringen. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Sven Sobernheim (GLP): Ich bin einer der 100 oder 200 Teilnehmenden des 
Mitwirkungsprozesses in Albisrieden. Die Drehscheibe war ein grosses Thema, das bei 
den Quartiervereinen und den quartiervereinsähnlichen Organisationen durchaus auf 
Anklang stiess. Ich stand der Drehscheibe schon damals kritisch gegenüber. Diese 
Haltung entspricht auch der aktuellen Haltung der GLP. Die Drehscheibe funktioniert nur 
dann, wenn man die eierlegende Wollmilchsau findet: Die Ansprüche, die der 
Mitwirkungsprozess an die Drehscheibe gestellt hat, sind unvorstellbar hoch. Die 
zuständige Person muss über alles Bescheid wissen, was im Quartier läuft. Sie muss 
wissen, wo sich im Quartier was befindet, idealerweise sollte sie zudem die 
Öffnungszeiten aller Institutionen kennen und wissen, welches die Ansprechpartner 
sind. Man wird in der Drehscheibe niemals alle Ansprüche erfüllen können, die im 
Rahmen des Mitwirkungsprozesses in den Raum gestellt wurden. Selbst wenn die 
Evaluation das Resultat zeigen wird, dass es funktioniert hat, weil man zwei Drittel der 
Anliegen erfüllen konnte: Die Teilnehmenden, die die entsprechenden Forderungen 
gestellt haben, hatten eine völlig andere Vorstellung von der Drehscheibe. Falls man 
wirklich jemanden finden sollte, der dies alles erfüllen kann, weiss ich nicht, ob wir uns 
diese Person leisten können, wenn sie derart gut vernetzt sein muss. Die GLP wird den 
Antrag der Minderheit unterstützen. Wir glauben nicht an die eierlegende Wollmilchsau 
und halten das Projekt Drehscheibe für ein falsches Versprechen an den 
Mitwirkungsprozess. 
 
Samuel Balsiger (SVP): Es gab schon einmal einen Versuch, die Quartiervereine zu 
entmachten. Damals ging es um die Quartierkoordination. Überparteilich herrschte die 
Meinung, dass die Quartiervereine weiterhin ihre Position behalten sollten. Die Interes-
sensgemeinschaft Quartiervereine im Gemeinderat trifft sich über alle Parteigrenzen 
hinweg und tauscht sich regelmässig aus. Die Stadt hat realisiert, dass es nicht funktio-
niert, wenn man die Quartiervereine entmachtet. Nun wurde sozusagen eine Kopie der 
Quartierkoordination erschaffen, mit einem neuen Namen. Auf diese Weise versucht 
man ein Verwaltungsorgan zu etablieren, um die ab und zu vielleicht auch aufmüpfigen 
Quartiervereine zu entmachten. Als es damals darum ging, mit der Quartierkoordination 
die Quartiervereine zu entmachten, wehrten sich alle. Die Quartiervereine seien histo-
risch gewachsen und man möchte dies so weiterführen. Man sollte nun erkennen, dass 
der Stadtrat versucht, das gleiche Projekt unter einem anderen Namen aufzuziehen. 
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Man sollte die gleiche Meinung wie damals kundtun, stringent bleiben, sich weiterhin für 
Quartiervereine einsetzen und den neuen Versuch, die Quartiervereine zu zerbrechen, 
ebenfalls ablehnen.  
 
Natalie Eberle (AL): Die AL wechselt von der Enthaltung in die Mehrheit, sofern der 
Stadtrat bereit ist, sich nochmals Gedanken zum Umsetzungsort zu machen. Wir sind 
der Ansicht, dass es sich bei den Drehscheiben um eine gute Idee handelt und es sinn-
voll ist, dass man einen Pilotversuch durchführt, bevor man die Drehscheiben flächen-
deckend einführt. Auf diese Weise wird sich zeigen, ob es die richtige Lösung ist, oder 
ob wir vielleicht doch etwas anderes brauchen. Alan David Sangines (SP) hat bereits er-
wähnt, dass in den Mitwirkungsprozessen fast einstimmig das Resultat herauskam, 
dass es eine Drehscheibe braucht respektive eine Tür, die sich zwischen der Bevölke-
rung und der Verwaltung öffnet, und dass der Dialog erleichtert werden soll. Ebenso 
braucht es einen Ort, wo die Leute hinkönnen, und wo sie sich über die Angebote in den 
Quartieren informieren können. Ich arbeite an einem solchen Ort in einem Quartier. Die 
Entlöhnung ist zwar nicht sehr gut, aber der Job ist durchaus machbar. Man kann wis-
sen, was im Quartier läuft, wenn man vernetzt ist. Das ist einer der wichtigen Punkte, 
der von der Drehscheibe umgesetzt werden soll: Quartierakteure im Quartier vernetzen. 
Man weiss durchaus auch, wo man welche Infos holen muss. Der Job ist realistisch. Wir 
halten es aber für wichtig, dass man den Pilotversuch am richtigen Ort durchführt. Der 
Kreis 5 ist ein Ort, an dem sehr viele städtische Angebote vorhanden sind. Es gibt den 
Helvetiaplatz mit einer Schreibstube, wenn man etwas braucht oder wenn man Infos be-
nötigt. Wir sind deshalb der Meinung, dass der Pilot in Quartieren durchgeführt werden 
sollte, in denen das städtische Angebot etwas kleiner ist und die Vernetzung nicht von 
alleine funktioniert. Wir möchten deshalb vorschlagen, dass man zusätzlich zu Altstetten 
einen Pilotversuch in einem Kreis wie zum Beispiel Seebach oder Oerlikon durchführt. 
Es gab bei den Mitwirkungsveranstaltungen auch einige Quartiervereine, die sich genau 
dies gewünscht haben.  
 
Sven Sobernheim (GLP): Als Seebacher möchte ich eine Bemerkung anfügen. Der 
Versuch soll gemäss dem vorhergehenden Votum in zwei sehr ähnlichen Quartieren 
stattfinden, in Rand- oder Aussenquartieren. Wenn man zweimal das gleiche 
ausprobiert, verstehe ich den Sinn des Versuchs erst recht nicht mehr. Natalie Eberle 
(AL) führt die von ihr erwähnte Arbeit im Quartier Friesenberg aus. Dieses Quartier 
verfügt über eine ganz andere Struktur. Mir scheint, und das mag eine Unterstellung 
sein, dass diese Struktur anders ist, weil die Gemeinschaft in jenem Quartier deutlich 
kleiner ist. In Seebach hingegen kann man das Gebiet in rund fünf Örtlichkeiten 
einteilen. Es gibt Orte, die ich höchstens einmal im Jahr oder noch seltener besuche. 
Seebach hat 30 000 Einwohner. Zürich-Nord hat 110 000 Einwohner. Das ist eine 
andere Liga. Wenn sich heute eine Mehrheit für die Drehscheibe und für den Vorschlag 
findet, dass zwei sehr ähnliche Quartiere wie Altstetten und Seebach für den 
Pilotversuch ausgewählt werden sollen, bin ich noch überzeugter, dass ich in der 
Minderheit am richtigen Ort bin. 
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Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Sozialdepartements Stellung. 
 
STR Raphael Golta: Die Drehscheibe, über die wir heute diskutieren, ist das Resultat 
eines breiten Partizipationsprozesses zwischen verschiedenen Organisationen. Es wa-
ren Quartiervereine dabei, aber auch sogenannt quartierähnliche Organisationen. Ich 
habe verschiedentlich ebenfalls am Partizipationsprozess teilgenommen. Es war ein 
spannender Prozess, es wurden sehr spannende und gute Diskussionen geführt. Es hat 
auch zu einer generellen Auflockerung beigetragen in Hinsicht darauf, wer die Quartiere 
wie vertritt. Man hat stärker akzeptiert, dass es unterschiedliche Rollen in den Quartie-
ren gibt, unterschiedliche Geschichten, verschiedene Arten von Organisationen. Ich 
habe den Prozess als sehr positiv empfunden und bin der Meinung, dass wir alle davon 
profitiert haben. Ein Resultat davon war, dass wir die Weisung im Bereich der Quartier-
vereine weiterentwickelt haben, die im Präsidialdepartement angesiedelt ist. Wir haben 
auch einige weitere Themen aufgenommen, arbeiten daran und befinden uns in der Um-
setzung. Die Drehscheiben sind eines der Themen, die aufkamen. Sie waren aber nicht 
nur in diesem Partizipationsprozess ein Thema. Das Anliegen tauchte auch in den Dis-
kussionen im Bereich der Altersstrategie auf, die der Vorsteher des GUD geführt hat. 
Das Thema wurde auch dort aufgenommen. Deshalb haben sich die Stadtpräsidentin, 
der Vorsteher des GUD und ich zusammengesetzt und uns überlegt, wie man das 
Thema der Drehscheiben aufnehmen könnte. Wichtig ist: Es handelt sich um zwei Pilot-
projekte. Wir prüfen erst einmal, was es heisst und wie wir damit umgehen. Pilotprojekte 
sind durchaus umstritten. Ich finde, dass es eine positive Möglichkeit ist, um ergebnisof-
fen zu prüfen, wohin die Reise geht. Wir haben uns für zwei Pilotprojekte entschieden, 
weil wir eine der beiden Drehscheibe stadtintern ausprobieren wollen, verwaltungsnah 
mit gewissen Vor- und Nachteilen, und es andererseits aber auch mit einer externen Or-
ganisation versuchen wollen, die einen entsprechenden Auftrag entgegennimmt. Wir 
schauen dann, was das Resultat ist und welches allenfalls die bessere, welches die 
schlechtere Variante ist. Danach entscheiden wir, wie es weitergeht und dann wird der 
Gemeinderat komplett darüber entscheiden können, wie das ganze Projekt weitergeht. 
Es ist klar, dass die Weiterentwicklung dann in der Kompetenz des Gemeinderats liegen 
wird. Ich selber weiss auch noch nicht, wo es hinführen wird. Das Projekt hat aber Po-
tenzial. Ich bin überzeugt: Selbst wenn wir am Schluss vielleicht gar nicht unbedingt 
eine Drehscheibe umsetzen werden, wie wir sie uns heute vorstellen, bin ich sicher, 
dass wir wiederum – wie bereits im Partizipationsprozess geschehen – einiges darüber 
lernen, wie wir uns in der Zusammenarbeit mit den Quartieren weiterentwickeln. Ge-
mäss meiner Kenntnis haben sich bis jetzt einige Organisationen für die externe Dreh-
scheibe beworben. Es ist durchaus Interesse vorhanden und es handelt sich dabei nicht 
nur um Organisationen, die keine Ahnung davon haben, wie man Quartiere beurteilt und 
wie man mit Quartieren zusammenarbeitet. Ich bin zuversichtlich, dass wir für den Pilot 
eine sehr interessante Ausgangslage haben werden. Wir wurden darauf angesprochen, 
welche Quartiere sich beteiligen sollen. Wir haben eine Ausschreibung gemacht für Alt-
stetten. Dieser Ort ist gesetzt. Wir würden dort auch rasch zur Umsetzung schreiten. 
Wenn der Gemeinderat möchte, dass man den städtischen Pilotversuch nicht im Kreis 5 
durchführt, sondern in Zürich-Nord, nehmen wir diesen Vorschlag gerne auf und werden 
versuchen, eine Lösung zu finden. Die Frage der Räumlichkeiten müssten wir zuerst 
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noch klären, aber wir werden uns sehr darum bemühen, dass man eine gute Lösung fin-
det, die als Pilotversuch standhält und eine entsprechende Möglichkeit bietet. Ich bin 
dem Gemeinderat dankbar, wenn er dem Projekt eine Chance gibt und wenn wir alle zu-
sammen offen sind, was bei diesem Projekt herauskommt und in einigen Jahren im Rat 
wieder darüber diskutieren, wohin die weitere Reise führt. Beim Stadtrat ist die Bereit-
schaft vorhanden, nach der Pilotphase möglicherweise auch festzustellen, dass der Pilot 
nicht das war, wo man hinwollte und dass man andere Lösungen ausprobieren muss. 
Wir sind aber auch froh, wenn vom Gemeinderat her die Offenheit besteht, dass die 
Idee vielleicht gar nicht so schlecht ist. 
 
S. 392 55 SOZIALDEPARTEMENT 

 5500 Sozialdepartement Departementssekretariat 
 3636 00 267 Beiträge an Drehscheibe Stadt Quartier 

  Verbesserung Verschlechte-
rung 

Betrag  Stimmen 

103. Antrag Stadtrat   130 000 Mehrheit Alan David Sangines (SP) 
Referent, Präsident Felix 
Moser (Grüne), Vizepräsi-
dent Florian Utz (SP), Dr. 
Florian Blättler (SP), Re-
nate Fischer (SP)   

130 000  0 Minderheit Cathrine Pauli (FDP) Refe-
rentin, Susanne Brunner 
(SVP), Severin Pflüger 
(FDP), Sven Sobernheim 
(GLP), Johann Widmer 
(SVP)   

  
 

Enthaltung Walter Angst (AL) 
  Begründung:  Verzicht auf Projekt Drehscheibe 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 70 gegen 51 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
______________________________________________________________________________________________ 
 

 
 Antrag 104. 

 
Wortmeldungen siehe Antrag 103. 
 
S. 409 55 SOZIALDEPARTEMENT 

 5550 Soziale Dienste 
 3010 00 000 Löhne des Verwaltungs- und Betriebspersonals 

  Verbesserung Verschlechte-
rung 

Betrag  Stimmen 

104. Antrag Stadtrat   77 488 000 Mehrheit Alan David Sangines (SP) 
Referent, Präsident Felix 
Moser (Grüne), Vizepräsi-
dent Florian Utz (SP), Dr. 
Florian Blättler (SP), Re-
nate Fischer (SP) 
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65 000  77 423 000 Minderheit Cathrine Pauli (FDP) Refe-

rentin, Susanne Brunner 
(SVP), Severin Pflüger 
(FDP), Sven Sobernheim 
(GLP), Johann Widmer 
(SVP)   

  
 

Enthaltung Walter Angst (AL) 
  Begründung:  Verzicht auf Projekt Drehscheibe 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 69 gegen 52 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
______________________________________________________________________________________________ 
 

 
 Antrag 105. 

 
Wortmeldungen siehe Antrag 103. 
 
S. 410 55 SOZIALDEPARTEMENT 

 5550 Soziale Dienste 
 3102 00 000 Drucksachen, Publikationen 

  Verbesserung Verschlechte-
rung 

Betrag  Stimmen 

105. Antrag Stadtrat   391 000 
1 000 N 

Mehrheit Alan David Sangines (SP) 
Referent, Präsident Felix 
Moser (Grüne), Vizepräsi-
dent Florian Utz (SP), Dr. 
Florian Blättler (SP), Re-
nate Fischer (SP)   

5 000  387 000 Minderheit Cathrine Pauli (FDP) Refe-
rentin, Susanne Brunner 
(SVP), Severin Pflüger 
(FDP), Sven Sobernheim 
(GLP), Johann Widmer 
(SVP)   

  
 

Enthaltung Walter Angst (AL) 
  Begründung:  Verzicht auf Projekt Drehscheibe 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 68 gegen 50 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
______________________________________________________________________________________________ 
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 Antrag 106. 
 
Wortmeldungen siehe Antrag 103. 
 
S. 410 55 SOZIALDEPARTEMENT 

 5550 Soziale Dienste 
 3130 00 000 Dienstleistungen Dritter 

  Verbesserung Verschlechte-
rung 

Betrag  Stimmen 

106. Antrag Stadtrat   1 910 000 
25 000 N 

Mehrheit Alan David Sangines (SP) 
Referent, Präsident Felix 
Moser (Grüne), Vizepräsi-
dent Florian Utz (SP), Dr. 
Florian Blättler (SP), Re-
nate Fischer (SP)   

6 500  1 928 500 Minderheit Cathrine Pauli (FDP) Refe-
rentin, Susanne Brunner 
(SVP), Severin Pflüger 
(FDP), Sven Sobernheim 
(GLP), Johann Widmer 
(SVP)   

  
 

Enthaltung Walter Angst (AL) 
  Begründung:  Verzicht auf Projekt Drehscheibe 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 67 gegen 52 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
______________________________________________________________________________________________ 
 

 
 Antrag 107. 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Patrik Brunner (FDP): Bevor nun die moralische Keule von den linken Parteien kommt, 
was für Unmenschen wir seien und gegen wen wir seien: Es geht beim vorliegenden 
Antrag weder um sexuelle Orientierung noch um Geschlecht oder irgendetwas. Das 
Thema lautet Eigenverantwortung. Sollen im nächsten Jahr 80 000 Franken ausgege-
ben werden, damit eine Gruppe von Personen Geschlechtsverkehr auf Drogen haben 
kann? Unserer Meinung nach geht es um Eigenverantwortung. Wenn diese Personen 
ein Risiko eingehen wollen, müssen sie mit den Konsequenzen leben. Alles andere 
wäre für die breite Bevölkerung unfair.  
 
Alan David Sanginges (SP): Das Votum der FDP war etwas inkompetent. Die FDP be-
hauptete, mit dem Geld würde ermöglicht, dass Leute auf Drogen Geschlechtsverkehr 
haben können. Das ist nicht der Fall, denn sie tun dies sowieso. Die Frage ist, ob man 
dabei die Prävention verstärken will und dafür sorgt, dass die Begleiterscheinungen 
nicht allzu schlimm ausfallen. Als Chemsex wird bezeichnet, wenn bei Treffen unter Ein-
fluss psychoaktiver Substanzen Geschlechtsverkehr stattfindet. Man konnte in den ver-
gangenen Jahren feststellen, dass Chemsex eine Realität ist und vor allem in der Stadt 
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Zürich zunehmend auf dem Vormarsch ist. Das Risiko dabei ist, dass sich die Menschen 
beim Konsum der Substanzen und damit verbundenen unsicheren Sexualpraktiken 
grossen Gefahren aussetzen. Problematisch ist dabei, dass vor allem Personen, die 
zum ersten Mal konsumieren und wenig Konsumerfahrung haben, an entsprechenden 
Treffen Substanzen ohne Kenntnis der Dosierung einnehmen, oft auch intravenös. So 
werden auch viele angefixt. Die Fachstellen registrieren eine zunehmende Problematik 
aus der Chemsex-Szene. Personen werden sehr schnell süchtig, verlieren ihren Job 
und landen bei der Sozialhilfe. Zudem gibt es auch mehr Ansteckungen von sexuell 
übertragbaren Krankheiten und es kommt vermehrt zu medizinischen Notfällen in den 
Spitälern. Deshalb hat die Stadt in einem Pilotprojekt untersucht, wie man den negativen 
Begleiterscheinungen von Chemsex entgegenwirken kann, vor allem im Bereich der 
Prävention, um die Personen aufzuklären. Dafür hat die Stadt mit verschiedenen Fach-
stellen zusammengearbeitet. Der Pilotversuch konnte erste Erfolge erzielen. Es gelang, 
Prävention und Aufklärung zu verbessern und die Massnahmen zur sicheren Nutzung 
und dem Testen von Substanzen zu verbessern. Die FDP forderte übrigens kürzlich ge-
meinsam mit uns, dass man die Öffnungszeiten für Substanztestungen ausweitet. Dort 
hält sie es offenbar nicht mehr für so eigenverantwortlich, sondern für sinnvoll. Der Pilot-
versuch zeigt: Die Problematik ist vorhanden und eine Realität in der Stadt Zürich. Apro-
pos Realität: Das neuartige Positionspapier der FDP zur liberalen Drogenpolitik enthält 
folgenden Satz: «Eine pragmatische Drogenpolitik orientiert sich an der Realität, nicht 
an Wunschvorstellungen.» An die Adresse aller Teilzeit-Liberalen: Man muss jetzt han-
deln, die Prävention ausbauen und den Risiken entgegenwirken. Aus diesem Grund ist 
es gut, wenn man das Pilotprojekt in ein reguläres Angebot überführt.  
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Nicolas Cavalli (GLP): Nach dem Votum der FDP scheint mir, dass die eine Hand nicht 
weiss, was die andere tut. Auf der einen Seite hat die FDP mit einem Postulat gefordert, 
dass es zur Ausweitung der Testzeiten kommt. Auf der anderen Seite möchte sie nun 
das vorliegende Projekt streichen. Die GLP hält das Projekt durchaus für sinnvoll. Wie 
bereits Alan David Sangines (SP) sagte: Die FDP forderte in ihrem Positionspapier eine 
schrittweise Regularisierung. Im Moment ist der Drogenmarkt nicht regularisiert. Das 
Testen ist ein Zwischenschritt als Kontrollmechanismus. Wenn man beispielsweise im 
Arzneimittelmarkt ein Produkt auf den Markt bringen will, muss es auch zuerst getestet 
werden. Es kann durchaus sinnvoll sein, dass man die Tests in einem regulären Betrieb 
weiterführt, damit man die Gefahren minimieren kann. Deshalb halten wir das Projekt für 
sinnvoll. 
 
Marcel Müller (FDP): Von meinen Vorrednern wurde unser Konzept und unser 
Vorschlag zur Drogenpolitik angesprochen. In diesem Punkt haben meine Vorredner 
recht. Ich werde deshalb bei diesem Antrag anders stimmen als meine Fraktion. 
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S. 414 55 SOZIALDEPARTEMENT 

 5560 Soziale Einrichtungen und Betriebe 
 3010 00 000 Löhne des Verwaltungs- und Betriebspersonals 

  Verbesserung Verschlechte-
rung 

Betrag  Stimmen 

107. Antrag Stadtrat   62 618 800 Mehrheit Alan David Sangines (SP) 
Referent, Präsident Felix 
Moser (Grüne), Vizepräsi-
dent Florian Utz (SP), Wal-
ter Angst (AL), Dr. Florian 
Blättler (SP), Renate Fi-
scher (SP), Sven Sobern-
heim (GLP)   

80 000  62 538 800 Minderheit Cathrine Pauli (FDP) Refe-
rentin, Susanne Brunner 
(SVP), Severin Pflüger 
(FDP), Johann Widmer 
(SVP) 

  Begründung:  Keine Überführung des Angebots Chemsex und deshalb auch keine Ver-
längerung des befristeten Vertrags 

 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 96 gegen 24 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
______________________________________________________________________________________________ 
 

 
 

4709. 2021/368 
Weisung vom 15.09.2021: 
Finanzverwaltung, Budgetvorlage 2022 (Detailbudgets und Produktegruppen- 
Globalbudgets) 

  
Schlussdebatte: 
 
Dr. Davy Graf (SP): Die Budgetdebatte ist ein langer Marathon. Wir befinden uns nun 
kurz vor dem Schluss. Der SVP ging bereits zu Beginn die Luft aus. Sie wollte sich mit 
einem Rückweisungsantrag aus dem Rennen schleichen. Die FDP wiederum versuchte, 
überall etwas Luft herauszunehmen. Sie stellte Tabellenanträge. Letztendlich machte 
sie Budgetkosmetik. Mit dieser Taktik ist es schwierig, eine Zusammenarbeit mit 
anderen Fraktionen oder Parteien zu finden. An die GLP habe ich einen Ratschlag: Das 
Budget abzulehnen, kann süchtig machen. Die FDP und SVP tun dies seit mehreren 
Jahren. Die SVP schon lange, die FDP vielleicht seit einem Jahrzehnt. Man könnte sie 
diesbezüglich beinahe schon als Ablehnungsjunkies bezeichnen. Dieser Weg ist eine 
Sackgasse. Wenn die GLP schreibt «kein Rappen mehr», nimmt sie sich den gesamten 
Gestaltungswillen, sämtliche Möglichkeiten. Eine hellgrüne Linie ziehen: Das muss man 
können. Und man muss es mit Vorsicht tun können. Das Budget ist die erste, edelste 
und wichtigste Aufgabe des Gemeinderats, auch gemäss Gemeindegesetz. Wir müssen 
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ein Budget für die Stadt verabschieden, damit die Stadt auch im kommenden Jahr 
funktioniert. Wir von der SP übernehmen diese Verantwortung gerne und werden dies 
auch diesmal tun. Ich frage mich, was passiert ist, dass FDP, SVP, GLP das Budget 
ablehnen wollen, und welche verbrecherischen Franken oder Rappen den Ausschlag 
gegeben haben. Sind die Gebührenerlasse, die wir für das Gewerbe für das nächste 
Jahr beschlossen haben, ein Grund, jetzt wo sich die Corona-Krise schon wieder 
zuspitzt und die Unsicherheit wächst? Oder ist es, weil man das Pflegepersonal mit 
zusätzlichen Stellen entlasten will, und zwar punktuell dort, wo es wirklich nützt, bei den 
Stationssekretariaten und Pflegeassistenzen, und dies nach eineinhalb Jahren 
Dauerstress in den Spitälern? Oder weil wir mit einer Einmalzulage Dank und 
Wertschätzung aussprechen? Oder liegt es an der Wohnpolitik, mit mehr bezahlbarem 
Wohnraum, den wir schaffen wollen, mit einem bewährten Mittel der PWG, das wir nun 
auch für andere Stiftungen ausbauen wollen und wo wir auch einen kleinen Durchbruch 
in der Wohnbaupolitik erreicht haben, damit wir auch diesen Puzzlestein erweitern 
konnten? Vielleicht war es aber auch nur das Defizit, das diese Parteien dazu geführt 
hat, das Budget abzulehnen, obwohl wir uns gerade jetzt in herausfordernden und 
schwierigen Zeiten befinden und man deswegen auch Antworten braucht – Antworten 
auf diese Fragen. Vielleicht ist es auch der Ärger über verpasste Chancen. Bei der FDP 
vielleicht, weil sie in der Klimapolitik nicht konkret werden konnte, bei der GLP, weil sie 
mehr auf die Pflegeinitiative als auf tatsächliche Budgetanträge für das Pflegepersonal 
setzt. Es sind ausserordentliche Zeiten, aber wir konnten in den vergangenen Jahren 
ein Eigenkapital von über einer Milliarde Franken anhäufen. Das haben wir getan, damit 
wir auch die Kontinuität der Politik, die diese Stadt stark und erfolgreich macht, 
weiterpflegen können. Das nun vorliegende Budget gibt mir Zuversicht, dass wir im Jahr 
2022 als Stadt Zürich gut aufgestellt sind. Ich bedanke mich bei allen konstruktiven 
Kräften im Gemeinderat, die dem Budget zustimmen werden. 
 
Severin Pflüger (FDP): Es handelt sich um ein Budget, wie Budgets zwei Monate vor 
den Wahlen nun einmal gemacht werden: Es werden viele Geschenke verteilt. Eine Be-
rufsgattung hat jedoch nichts erhalten: die Polizisten. Sie haben das ganze Jahr gear-
beitet und sich für unsere Sicherheit angestrengt. Sie haben nicht nur mehr Demonstra-
tionen begleitet als es Tage im Jahr gibt, sondern haben auch dafür gesorgt, dass es 
weniger Einbrüche gibt. Sie gingen kleinen und grossen Diebstählen nach, haben Fami-
lienstreite geschlichtet, waren Tag und Nacht auf der Strasse. Aber ihre Überstunden 
zählen nicht. Die links-grüne Mehrheit im Rat hat nichts für diese Berufsgattung getan. 
Vielleicht liegt es an der Vorsteherin, Stadträtin Karin Rykart. Oder es handelt sich um 
einen Stellvertreterkrieg zwischen dem VPOD und den Polizeigewerkschaften, der hier 
ausgetragen wird. Ich weiss es nicht. Was mich aber noch mehr beschäftigt: Diese Par-
teien haben es verpasst, ein zukunftsfähiges Budget zu erstellen. Ein Budget, das für 
die nächsten Jahre einen Plan vorsieht, wie wir die auf uns zukommenden Investitionen 
tragen wollen. Es werden gigantische Investitionen auf uns zukommen. Nicht nur das, 
was im Richtplan steht, sondern weit darüber hinaus. Beispielsweise Investitionen in 
eine Netto-Null-Gesellschaft, Investitionen in Schulhäuser und Tagesschulen, Investitio-
nen in Energieversorgungssicherheit, Wasserkraft, Solarstrom, Windenergie oder Ener-
giespeicherung. Die linken Parteien haben nichts in diese Richtung getan. Sie haben 
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den Glauben, dass sich dies finanzieren lassen wird. Man kann nun den Betrieb verteu-
ern, überall noch etwas drauflegen. Überall dort, wo die FDP mit tabellarischen Anträ-
gen noch etwas entfernen wollte, damit es für den Rest reicht, sagten die linken Par-
teien Nein. Nur bei der Personalwerbung hat man uns unterstützt, und niemand weiss 
genau, weshalb. So geht es nicht. Wir brauchen ein Budget, das in Zukunft die grossen 
Investitionen stemmen kann. Ein Budget, das einen vertretbaren Selbstfinanzierungs-
grad hat und das unseren Kindern nicht unendlich grosse Schulden überlässt. Dies ist 
nur möglich, indem man den Schnickschnack weglässt. Nur dann werden wir für diese 
Investitionen bereit sein. Links-Grün möchte zudem noch einige Investitionen tätigen, 
die gar niemand benötigt: Investitionen in den Wohnraum. Man vergoldet damit bloss 
Erbengemeinschaften. Man betrachte einmal die Liegenschaften, die in den vergange-
nen Jahren von der Stadt und durch die Stiftungen gekauft wurden und noch gekauft 
werden in den nächsten Jahren. Das Geld fliesst stets an Erbengemeinschaften. Man 
schafft diesen eine goldene Hängematte. Wofür? Damit die Liegenschaftenpreise stei-
gen und es unmöglich wird, als Privatperson Liegenschaften in der Stadt Zürich zu er-
werben? Diese Spirale wird mit Staatsgeldern angetrieben. Das Geld, das wir für Inves-
titionen, Netto-Null, Bildung und Energieversorgungssicherheit benötigen würden, wird 
verpulvert. Im Moment mag das noch nicht so schlimm sein. Das Defizit von 200 Millio-
nen Franken ist angesichts des Eigenkapitals, über das wir verfügen, kein Problem und 
mit unserem AAA-Rating hat es auch keinen Einfluss. Aber wenn man Jahr für Jahr so 
vorgeht – und danach sieht es aus –, rennen wir gegen eine Wand.  
 
Susanne Brunner (SVP): Mit Mehrheiten der SP, der Grünen und der AL haben wir in 
diesen zwei Tagen ein Budget mit rund 200 Millionen Franken Defizit beschlossen. Der 
Finanzvorsteher wird uns später noch die genaue Zahl mitteilen. Das lässt einen leer 
schlucken. Severin Pflüger (FDP) hat es richtig gesagt: 1,5 Milliarden Franken Eigenka-
pital und 200 Millionen Franken Defizit – das ist im Moment für das nächste Jahr trag-
bar. Aber der Hund liegt bei den wiederkehrenden Kosten begraben, die beschlossen 
wurden. Man hat einen Stellenausbau beschlossen, der seinesgleichen sucht. Es geht 
vor allem um den Stellenausbau in der Pflege und bei der Schülerbetreuung. Bei den 
Velobeauftragten war man diesbezüglich schon fast bescheiden. Wenn ich den Stellen-
ausbau und die Diskussionen, die bezüglich des Pflegepersonals geführt wurden, be-
trachte, möchte ich an den Gesamtstadtrat und an Stadtrat Andreas Hauri appellieren, 
dass er die Ausgliederung der Spitäler vorantreibt, und dass er den betreffenden Frakti-
onen erklärt, dass man diesen Bereich entpolitisieren muss. Es kann nicht sein, dass 
der Gemeinderat oder einzelne Parteien einen Stellenausbau betreiben, der langfristig 
nicht mehr bezahlbar ist. Es hat sich fast angeboten: Die Corona-Krise manifestiert sich 
jeweils in der kalten Jahreszeit stärker. Ich musste in der Budgetdebatte zum zweiten 
Mal den Begriff «Einmalzulage für Pflegende» hören. Es war bereits in der letztjährigen 
Budgetdebatte ein Thema. Korrekt wäre gewesen, von einer Zweimalzulage zu spre-
chen. Nächstes Jahr wird es dann eine Dreimalzulage sein, danach eine Viermalzulage. 
Man sollte ehrlich sein und von einem jährlichen Bonus sprechen. Der Kampf gegen die 
Steuererhöhung hat mit dem Budget 2022 begonnen. Der Steuerzahler hat den Kampf 
verloren. Der Fraktionschef der SP hat in seinem vorherigen Votum Noten an die einzel-
nen Fraktionen verteilt. Ich nehme diesen Faden auf. Die SP hat sich, sekundiert von 
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Grünen und AL, am wenigsten für den Steuerzahler eingesetzt. Als Anwälte der Steuer-
zahler haben sich in dieser Debatte die SVP und in weiten Teilen auch unser bürgerli-
cher Partner, die FDP, gezeigt. Der Steuerzahler benötigt diese Anwälte, weil harte Zei-
ten auf uns zukommen. Bei den Themen Netto-Null, Tagesschule und Wohnen hat man 
das Mass verloren. Das hat auch die FDP erwähnt. Man hätte dazu auch unser Postulat 
zum Finanzplan unterstützen können. Noch eine Bemerkung zur Einnahmeseite. Wir 
haben zwei Tage über die Ausgaben und die Höhe der Ausgaben diskutiert und haben 
die Höhe der Ausgaben bestimmt. Über die Höhe der Einnahmen hingegen können wir 
nur beschränkt bestimmen – natürlich über den Steuerfuss. Im Budget wie auch im Fi-
nanzplan sieht es nach guten Zahlen aus. Sie fallen jedes Jahr höher aus. Es ist bemer-
kenswert, dass die Grundstückgewinnsteuern auch jedes Jahr ansteigen. Die Stadt Zü-
rich spielt hier eine spezielle Rolle: Sie hat das Bieterverfahren beim Erwerb von Liegen-
schaften entdeckt. Severin Pflüger (FDP) hat es bereits erwähnt und ich teile seine Mei-
nung: Die Preise werden in die Höhe gedrückt, insbesondere im Bieterverfahren. Wir 
haben gerade kürzlich wieder von Beispielen gehört, auch wenn das eine Ausnahme 
war, wenn der Bund als Verkäufer keine Grundstückgewinnsteuer zahlen muss. Aber es 
ist natürlich elegant, wenn die Stadt als potentester Erwerber von Liegenschaften auf 
dem Markt auftritt, die Preise in die Höhe treibt und sich dadurch wiederum eigene 
Grundstückgewinnsteuern in ungeahnter Höhe sichert. Der Steuerzahler ist zu bedau-
ern. Meine Hoffnung bleibt, dass wir im Rat in den kommenden Jahren mehr Anwälte 
der Steuerzahler sein werden.  
 
Felix Moser (Grüne): Wir stehen zwei Monate vor den Erneuerungswahlen am Ende 
einer knapp zweitägigen und damit relativ kurzen Budgetdebatte. In der aktuellen und 
bald vergangenen Legislatur hatte Grün-Rot seit Jahren wieder einmal eine klare 
Mehrheit im Gemeinderat. Das letzte Budget dieser Legislatur wird, wie es scheint, auch 
nur von der grün-roten Mehrheit beschlossen werden. In den vergangenen Jahren 
wurde das Budget auch von weiteren Parteien unterstützt. Es ist gut, dass es immerhin 
drei Parteien in diesem Rat gibt, die Verantwortung übernehmen. Andererseits ist es 
schade und für mich auch unverständlich, dass die Ablehnung auf der anderen Seite so 
gross ist. Das zeigt, wie weit die Beurteilungen auseinander liegen. Wer das Budget 
ablehnt, verabschiedet sich von der politischen Bühne und will keine Verantwortung 
übernehmen. Es ist mir unverständlich, wie sich eine Partei als Unterstützerin des 
Gewerbes aufspielen kann und dann mit der Ablehnung des Budgets die beschlossenen 
Massnahmen gleich wieder ablehnt. Die Verantwortungslosigkeit ist umso bedenklicher, 
als dass drei Stadträte von zwei der ablehnenden Parteien gestellt werden. Auch die 
grossen Themen wie Tagesschule oder Netto-Null scheinen die betreffenden Parteien 
nicht grundsätzlich in Frage zu stellen. Wie will der Liberalismus ohne Geld das Klima 
retten? Wir haben am Anfang der Debatte gehört, dass es einen Graben zwischen 
gewissen Parteien geben soll. Im Moment hat sich der Graben deutlich verschoben und 
liegt irgendwo in der Mitte. Es ist schade, dass der Graben derart breit und tief ist. Wir 
Grünen haben mit den anderen Parteien diskutiert. Wir haben Kompromisse gesucht. 
Manchmal haben wir sie auch gefunden. Bei diesem Budget fanden wir sie fast 
ausschliesslich bei der grün-roten Mehrheit. Wir stehen vor den Wahlen und wir werden 
sehen, welche Mehrheiten nach den Wahlen möglich sind. Ich hoffe, dass die Gräben 
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dann weniger tief sein werden, denn die grossen Probleme sollte man gemeinsam 
angehen. Der Haushalt der Stadt Zürich ist über 9 Milliarden Franken gross, das Defizit 
beträgt rund 200 Millionen Franken, und dies in Zeiten mit grossen Herausforderungen 
und Unsicherheiten. Für uns ist dies in der aktuellen Situation in Ordnung, denn die 
Stadt verfügt immer noch über ein Vermögen, das wir für Zeiten wie diese angespart 
haben. Das Budget ist zudem nicht die exakte Vorwegnahme der Zahlen des 
kommenden Jahres, sondern ein Budget. Es gibt den Rahmen vor, in dem der Stadtrat 
handeln kann. Der Stadtrat soll einen gewissen Handlungsspielraum haben. Die Grünen 
haben in diesem Budget bei einigen für uns wichtigen Themen zusammen mit AL und 
SP Schwerpunkte gesetzt: Qualität in der Pflege und Schule erhalten mehr Geld für 
Massnahmen. Zudem gibt es punktuelle Verbesserungen bei Massnahmen gegen die 
Klimakrise, sei es für mehr Velorouten oder für mehr Photovoltaik bei der 
Energieversorgung. Unser Finanzminister sagte vor zwei Tagen, es gebe keinen Grund, 
das Budget unnötig zu verschlechtern. Wir haben nach diesem Grundsatz gehandelt 
und das Budget nur dort alimentiert, wo es nötig war. Wir sind froh, dass unsere Anträge 
zum Budget fast immer eine Mehrheit gefunden haben. Bei den wenigen Anträgen, die 
abgelehnt wurden, insbesondere bei der Streichung der Sozialinspektorinnen und 
Sozialinspektoren, oder der Streichung von Videokameras, müssen wir darauf hoffen, 
dass sich entweder die Meinungen ändern werden oder dass sich im neuen Parlament 
Mehrheiten für solche Anliegen ergeben werden. Für uns ist das vorliegende Budget ein 
guter Abschluss des Jahres. Unsere Anträge haben sich in den meisten Fällen als 
mehrheitsfähig erwiesen. Wenn wir in einer Woche die Weisung zu Netto-Null 
Treibhausgasemissionen verabschieden, können und werden wir uns im neuen Jahr 
konkret darum kümmern, wie wir dieses Ziel erreichen wollen. Die Herausforderungen 
sind gross. Mit unserer Zustimmung zum Budget zeigen wir Grünen, dass wir bereit 
sind, diese Herausforderungen anzupacken. 
 
Sven Sobernheim (GLP): In einem Satz in der Zeitung «P.S.» wurde Stadtrat Daniel 
Leupi wie folgt zitiert: «Umgekehrt sei das Budget aber auch kein Fall für Gesundbeter, 
sprich, man sollte es möglichst nicht zusätzlich belasten.» Ich kann mir nicht erklären, 
wie Felix Moser (Grüne) daraus den Schluss zog, man solle nur gute Dinge ins Budget 
schreiben. Ich habe Stadtrat Daniel Leupi wie folgt verstanden: Man solle einfach sein 
Budget absegnen. Dies hat die GLP auch getan. Eine Mehrheit wollte dies jedoch nicht. 
Die SP hätte es in der Hand gehabt. Wir waren stets transparent. Wir haben es auch 
nächstes Jahr wieder in der Hand, ob wir zusammenarbeiten können. Es ist eine Ver-
schlechterung von 22 Millionen Franken gegenüber dem vom Stadtrat budgetierten Be-
trag. Ich habe bis heute nicht verstanden, weshalb wir die Gebühren für 2023 senken 
müssen und warum wir sie grundsätzlich um 15 Prozent senken müssen. Das Defizit, 
das uns der Stadtrat vorgelegt hat, war für uns in Ordnung. Es ist klar: Wir haben Eigen-
kapital. Wir können dieses für Netto-Null oder für ein schwieriges Jahr wie dieses aus-
geben. Es ist aber nicht klar, dass man in einem solchen Fall das Budget noch weiter 
verschlechtert. Es ist für uns auch schwierig zu verstehen, wenn man in Weisungen 
Rahmenbedingungen akzeptiert, sogar noch das Volk fragt, was es von den neuen Rah-
menbedingungen bei der Unterstützung von Drittländern hält. In der Budgetdebatte 
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heisst es dann plötzlich, man habe nicht gemerkt, dass auch noch Geld für eine Evalua-
tion ausgegeben wird, man wolle das Geld für die Evaluation zwar dort belassen, aber 
man wolle es gleichzeitig auch den Unterstützungsländern zukommen lassen. Es ist für 
uns unverständlich, wenn man versucht, etwas im Budget zu verbessern, wenn man 
dies in den Statutenrevisionen bei den Wohninstitutionen verpasst hat. Wir werden am 
Mittwoch beschliessen, was die Redaktionskommission nun getan hat. Man hätte eine 
Neuausrichtung der Wohnbaustiftungen beschliessen können. Stattdessen versuchte 
man es via Budget. Es ist für mich unerklärbar, welche Idee dahinter steckt. Ich hoffe, 
dass der Stadtrat keine Parallelstrukturen schaffen wird. Wer weiss, vielleicht haben wir 
in einigen Jahren nur noch eine einzige Stiftung und es braucht nur noch einen einzigen 
Antrag. Abgesehen von diesen Punkten besteht auch Grund zur Freude. So etwa konn-
ten wir bei der Stadtpolizei über Stellenschaffungen sprechen. Insgesamt konnten wir 
uns in diesem Budget aber nicht über viele Punkte freuen. Wir werden eine Mitarbeiter-
befragung machen. Wenn diese negativ ausfällt, wird man wohl sagen: Es war halt 
Corona-Zeit. Schleierhaft ist mir immer noch, wie Sicherheitsvorsteherin Karin Rykart 
sagen kann, Schutz & Rettung Zürich wolle das Seminargebäude ARA Glatt nicht mie-
ten. Ich frage mich bei solchen Dingen, weshalb wir überhaupt eine Budgetdebatte 
durchführen. Das fragte ich mich auch bei den absurden Tabellen der FDP, die sie nur 
erstellt hat, um eine rote Null zu erreichen. Leider hat es die FDP nicht geschafft, so viel 
herauszupressen, dass auch noch eine Steuersenkung möglich war. Ich betone: Wir 
werden Nein zum Budget sagen, entsprechend dem, wie wir vor der Debatte die Regeln 
aus unserer Sicht angekündigt haben. Wir werden Nein sagen, weil wir unser Wort hal-
ten und weil andere Parteien in dieser Debatte eskaliert sind. Wir sind gerne bereit, 
nächstes Jahr wieder darüber zu sprechen, ein vernünftiges Budget zu erreichen. Das 
Budget 2022 hat leider nicht zu diesem Ziel geführt. 
 
Walter Angst (AL): Die AL freut sich zusammen mit den Grünliberalen darüber, dass 
wir eine Diskussion darüber führen können, wie sich die Polizei nach den Beschlüssen 
des Gemeinderats weiterentwickeln soll. Wir freuen uns darüber, dass mit den Budget-
beschlüssen der Einstieg in eine echte Tagesschule eingeleitet wurde. Wir finden es 
richtig, dass wir im Bereich Pflegepersonal, wo Schwierigkeiten bestehen, Personal zu 
finden und Personal zu halten, Schritte für eine Verbesserung vorgenommen haben. Wir 
werden sehen, wie man diese umsetzen kann. Wir sind zufrieden, dass wir an einigen 
Orten überschäumende Ausgaben und Vorstellungen, die nicht viel ausgelöst hätten, 
zurückbinden konnten. Das Jammern über die zusätzlichen 4 Millionen Franken Ab-
schreibungsbeiträge finde ich etwas speziell. Das Budget 2022 ist, wie es ist. Es ist si-
cherlich nicht das, was wir uns langfristig wünschen, damit wir die künftig anstehenden 
Investitionen finanzieren können. Es zerstört die Stadt finanziell jedoch nicht. Es bietet 
sogar Potenzial, die Wettbewerbsfähigkeit der Stadt noch zu erhöhen. Von daher sind 
wir zufrieden, wenn wir heute Abend nach Hause gehen können, wenn auch mit dem 
grossen Bedauern, dass es erstmals ein Budget ist, das nur von Links-Grün akzeptiert 
wird. 
 
Ernst Danner (EVP): Wir haben einleitend gesagt, dass die EVP das Budget akzeptie-
ren wird, das im Wesentlichen das Budget ist, das der Stadtrat vorgelegt hat. Insgesamt 
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wurden meines Wissens bei den 107 Anträgen Verbesserungsanträge in der Höhe von 
ungefähr 108 Millionen Franken und Verschlechterungsanträge von 51 Millionen Fran-
ken gestellt. Nicht alle Verschlechterungen wurden angenommen. Auf ein Budget von 
9,5 Milliarden Franken gerechnet haben wir nun vermutlich Verschlechterungen, die 
deutlich unter einem Prozent liegen. Ich bin gespannt auf die Zahlen, die uns Stadtrat 
Daniel Leupi in seinem Votum präsentieren wird. Bei den Verbesserungsanträgen wurde 
noch viel mehr abgelehnt. Mit anderen Worten: Wir haben im Rat zwei Tage nicht Fi-
nanzpolitik, sondern sachpolitische Markierpolitik gemacht. Ich möchte meine beiden 
Vorredner korrigieren: Das Budget wird nicht einfach von der links-grünen Mehrheit un-
terstützt. Es wird auch von einer Mittepartei wie der EVP unterstützt und zwar schlicht 
und einfach, weil wir das beschliessen, was der Stadtrat beantragt hat. Wir haben das 
Budget des Stadtrats auch weitgehend als vernünftig betrachtet. Wenn wir mehr Geld 
beschliessen, ist der Stadtrat frei, dieses Geld auszugeben oder nicht. Erfahrungsge-
mäss kann er vieles gar nicht ausgeben. Die vielgelobten Beträge für die Pflege werden 
höchstwahrscheinlich völlig wirkungslos sein, weil Stadtrat Andreas Hauri diese Beträge 
gar nicht ausgeben kann. Dasselbe gilt auch für den Schulbereich. Es wurde teilweise 
wirklich Markierpolitik gemacht. Bei den Voten von Luca Maggi (Grüne) und Alan David 
Sangines (SP) kam man sich jeweils geradezu als schlechter Mensch vor. Man könnte 
aber ebenso in derselben Art sagen, dass sie im Sinne eines Ablasshandels ihr Gewis-
sen beruhigen, indem sie mehr Geld sprechen. Damit ist auch niemandem gedient. 
Wenn ich einen Wunsch hätte, wäre es der, dass der Stadtrat mit dem Budget vernünf-
tig umgeht. Er kann so damit umgehen, wie er es ungefähr geplant hatte, mit wenigen 
Korrekturen. Persönlich bedaure ich, dass der Betrag in der Höhe von einer halben Mil-
lion Franken für die Polizei abgelehnt wurde. Gerade die Sicherheitspolizei hatte 2021 
unter anderem mit verschiedenen Demos sehr viel zu tun und leidet nun etwas darunter. 
Auch das Pflegepersonal leidet. Aber bei der Polizei hat die Mehrheit etwas beschlos-
sen, das ich nicht gut finde. Mein Wunsch für die Zukunft ist, dass man künftig etwas 
mehr überlegt, welche Anträge eine Wirkung haben können und welche nicht und dass 
wir in diesem Sinne zu mehr Realismus zurückkehren. 
 
Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Finanzdepartements Stellung. 
 
STR Daniel Leupi: Es kommt nicht alle Tage vor, dass jemand aus dem Rat sagt, dass 
das, was der Stadtrat vorgelegt habe, vernünftig sei. Dafür möchte ich mich bei Ernst 
Danner (EVP) bedanken. Der Stadtrat hat die Debatte mit Interesse verfolgt. Es war 
eine sachliche Debatte und kein grosses Theater. Meistens wurde alles auf den Punkt 
gebracht. So war es auch dieses Jahr wieder kurzweilig. Ich habe gehört, dass Sven 
Sobernheim (GLP) eine Wette zum Budget eingegangen ist. Ich weiss aber nicht ob, 
seine Bilanz ebenfalls so defizitär ist wie jene der Stadt. Man hörte auch von Steuerer-
höhungsbeschlüssen des Stadtrats auf Vorrat, von denen der Stadtrat noch nicht einmal 
selber etwas wusste, und dass der Steuerfuss im Jahr 2025 auf 125 Prozent liegen soll. 
Ich würde eine Wette eingehen, dass dies nicht der Fall sein wird. Ein Budget, wo die 
Witikoner nicht bei jeder Position nach vorne kommen und sich beklagen, sie seien nicht 
berücksichtigt worden, ist ein nicht so schlechtes Budget. Der Rat hatte Lust auf mehr 
Stellen – auf viel mehr Stellen. Für all das und auch für die Klimadebatte wurde mit 14 
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Stunden nicht gerade wenig Redezeit benötigt. Aber die Beschlüsse und Regeln des 
Rats zur Gestaltung der Budgetdebatte haben Wirkung gezeigt. Die Debatte war eine 
der kürzeren in der Geschichte der Budgetdebatten. Inhaltlich möchte ich nicht auf zu 
viele einzelne Punkte eingehen, allerdings möchte ich aufgrund der vorhergehenden Vo-
ten noch eine Bemerkung zum Thema Wohnen anbringen: Die Stadt hat im letzten Jahr 
vielleicht fünf Liegenschaften gekauft. Wie man bei 2500 Handänderungen in der Stadt 
Zürich behaupten will, die Stadt sei preistreibend auf dem Markt – das hat nichts mit 
Fakten zu tun. Der Rat hat beim Budget da und dort Akzente gesetzt. Er hat das Budget 
aber im Grossen und Ganzen so belassen, wie es der Stadtrat beantragt hat. Man hat 
da etwas mehr Geld gesprochen und dort etwas weniger. Der Stadtrat wird die Kürzun-
gen selbstverständlich respektieren, wobei ich nicht ausschliessen kann, dass wir im ei-
nen oder anderen Fall mit Nachtragskrediten kommen werden. Was die Perspektive be-
trifft, so steht jedem frei, diese rosarot oder tiefschwarz zu malen. Das Budget ist nichts 
für schwache Nerven oder Gesundbeter. Das habe ich bereits zu Beginn der Budgetde-
batte gesagt. Ich habe in der Vorbereitung nochmals die Medienmitteilung der FDP zur 
Rechnung 2019 gelesen. Wenn man sieht, was dort prognostiziert wurde, bleibe ich 
nach der Prognose, die wir uns heute von der FDP anhören mussten, ganz ruhig. Nichts 
von dem, was damals prognostiziert wurde, ist eingetroffen. Zu den Zahlen: Der Rat hat 
die Erfolgsrechnung im Budget der Stadt Zürich um 19,05 Millionen Franken auf 
192,05 Millionen Franken verschlechtert. Die Investitionsrechnung wurde um 5,8 Millio-
nen Franken auf 1,314 Milliarden Franken verschlechtert. Dies ist das Budget für das 
kommende Jahr. Wir werden sehen, wie es herauskommt. Es ist bekannt, dass ich nicht 
sehr pessimistisch bin. Es ist auch bekannt aus dem Vergleich des Finanz- und Aufga-
benplans, dass wir im langjährigen Schnitt eine Verbesserung von rund 110 Millio-
nen Franken zwischen Budget und Rechnung haben. Von daher mache ich mir keine 
Sorgen, dass unser Eigenkapital in jenem Ausmass schmelzen wird, wie es der FAP 
ausweisen muss. Ich bedanke mich im Namen des Stadtrats für die sachliche und kon-
struktive Debatte. Ich danke auch den Mitarbeitenden von HRZ und der Finanzverwal-
tung, die alle Beschlüsse akribisch festgehalten haben. 
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffern 1a–1b 
 
Die Mehrheit der RPK beantragt Zustimmung zu den Dispositivziffern 1a–1b. 
 
Die Minderheit der RPK beantragt Ablehnung der Dispositivziffern 1a–1b. 
 

Mehrheit: Präsident Felix Moser (Grüne), Referent; Vizepräsident Florian Utz (SP), Walter Angst 
(AL), Dr. Florian Blättler (SP), Renate Fischer (SP), Alan David Sangines (SP) 

Minderheit: Susanne Brunner (SVP), Referentin; Johann Widmer (SVP) 
Enthaltung: Cathrine Pauli (FDP), Severin Pflüger (FDP), Sven Sobernheim (GLP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 71 gegen 49 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
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Kommissionsreferent Dispositivziffer 2: 
 
Felix Moser (Grüne): Mit diesem Dispositivpunkt ermächtigen wir den Stadtrat, den 
Kredit für das städtische Lohnsystem, der momentan noch pauschal für die gesamte 
Stadtverwaltung im Budget eingestellt ist, später auf die einzelnen Dienstabteilungen zu 
übertragen. Die RPK beantragt einstimmig, dem Antrag zuzustimmen. 
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 2 
 
Die RPK beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 2. 
 

Zustimmung: Präsident Felix Moser (Grüne), Referent; Vizepräsident Florian Utz (SP), Walter Angst 
(AL), Dr. Florian Blättler (SP), Susanne Brunner (SVP), Renate Fischer (SP), Cathrine 
Pauli (FDP), Severin Pflüger (FDP), Alan David Sangines (SP), Sven Sobernheim 
(GLP), Johann Widmer (SVP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der RPK mit 120 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu. 
 
 
Kommissionsreferent Dispositivziffer 3: 
 
Felix Moser (Grüne): Wir kommen zur Festsetzung des Steuerfusses für 2022. Seit 
2008 befindet sich der Steuerfuss der Stadt Zürich stabil auf dem Niveau von 119 Pro-
zent Die RPK ist einstimmig der Ansicht, dass der vom Stadtrat vorgeschlagene Steuer-
fuss von 119 Prozent richtig ist und nicht verändert werden muss. Es ist trotz des Auf-
wandüberschusses keine Erhöhung des Steuerfusses angezeigt, denn die Stadt verfügt 
über ein hohes Eigenkapital. Aber auch eine Steuersenkung wäre momentan angesichts 
des soeben genehmigten Budgets falsch.  
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 3 
 
Die RPK beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 3. 
 

Zustimmung: Präsident Felix Moser (Grüne), Referent; Vizepräsident Florian Utz (SP), Walter Angst 
(AL), Dr. Florian Blättler (SP), Susanne Brunner (SVP), Renate Fischer (SP), Cathrine 
Pauli (FDP), Severin Pflüger (FDP), Alan David Sangines (SP), Sven Sobernheim (GLP), 
Johann Widmer (SVP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der RPK mit 119 gegen 1 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu. 
 
 
Kommissionsreferentin Dispositivziffer 4: 
 
Renate Fischer (SP): Die RPK hat das Budget der Stiftung PWG geprüft. Das Budget 
für das kommende Jahr weist einen Aufwand von rund 32,8 Millionen Franken auf. Es 
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sind Einnahmen in der Höhe von 42 Millionen Franken vorgesehen und Investitionen in 
der Höhe von rund 47 Millionen Franken. Der wachsende Bestand an Liegenschaften 
führt dazu, dass im kommenden Jahr bei der Stiftung PWG neue Stellen geschaffen 
werden sollen. Zudem sind verschiedene Digitalisierungsvorhaben geplant, wie zum 
Beispiel beim Daten- und Archivmanagement, beim Bauprojekt- und Portfoliomanage-
ment und bei der Bewirtschaftung. Die RPK beantragt einstimmig, das Budget der Stif-
tung PWG zu genehmigen. 
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 4 
 
Die RPK beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 4. 
 

Zustimmung: Renate Fischer (SP), Referentin; Präsident Felix Moser (Grüne), Vizepräsident Florian 
Utz (SP), Walter Angst (AL), Dr. Florian Blättler (SP), Susanne Brunner (SVP), Cathrine 
Pauli (FDP), Severin Pflüger (FDP), Alan David Sangines (SP), Sven Sobernheim 
(GLP), Johann Widmer (SVP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der RPK mit 120 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu. 
 
 
Kommissionsmehrheit/-minderheit Dispositivziffer 5: 
 
Renate Fischer (SP): Die RPK hat das Budget der Stiftung Wohnungen für kinderreiche 
Familien geprüft. Für das kommende Jahr rechnet die bereits 1924 gegründete städti-
sche Stiftung, die rund 500 Wohnungen an Familien mit mindestens drei Kindern ver-
mietet, mit einem Aufwand von 9,1 Millionen Franken und einem Ertrag von 9,9 Millio-
nen Franken. Es sind Investitionen von rund 4,5 Millionen Franken geplant. Die Mehrheit 
der RPK beantragt, das Budget der Stiftung für das Jahr 2022 zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Johann Widmer (SVP): Wir finden, dass es bereits zahlreiche subventionierte Wohnun-
gen gibt, die auch für kinderreiche Familien verwendet werden können. Die Gelder der 
Stadt sollten sinnvoller ausgegeben werden. Die SVP nimmt deshalb das Budget der 
Stiftung für kinderreiche Familien ablehnend zur Kenntnis. 
 
 
Änderungsantrag zu Dispositivziffer 5 
 
Die Mehrheit der RPK beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit der RPK beantragt folgende Änderung der Dispositivziffer 5: 
 
5.  Das Budget der Stiftung Wohnungen für kinderreiche Familien für das Jahr 2022 

wird ablehnend zur Kenntnis genommen. 
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Mehrheit: Renate Fischer (SP), Referentin; Präsident Felix Moser (Grüne), Vizepräsident Florian 
Utz (SP), Walter Angst (AL), Dr. Florian Blättler (SP), Cathrine Pauli (FDP), Severin  
Pflüger (FDP), Alan David Sangines (SP), Sven Sobernheim (GLP) 

Minderheit: Johann Widmer (SVP), Referent; Susanne Brunner (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 102 gegen 16 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 5 
 
Die Mehrheit der RPK beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 5. 
 
Die Minderheit der RPK beantragt Ablehnung der Dispositivziffer 5. 
 

Mehrheit: Renate Fischer (SP), Referentin; Präsident Felix Moser (Grüne), Vizepräsident Florian 
Utz (SP), Walter Angst (AL), Dr. Florian Blättler (SP), Cathrine Pauli (FDP), Severin  
Pflüger (FDP), Alan David Sangines (SP), Sven Sobernheim (GLP) 

Minderheit: Johann Widmer (SVP), Referent; Susanne Brunner (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 104 gegen 16 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Kommissionsreferent Dispositivziffer 6: 
 
Alan David Sangines (SP): Die Stiftung Alterswohnungen ist eine öffentlich-rechtliche 
Stiftung mit 35 Siedlungen und 2000 preisgünstigen, altersgerechten Wohnungen. Wir 
haben das Budget geprüft. Der Aufwand beträgt knapp 40 Millionen Franken und der Er-
trag etwas mehr als 40 Millionen Franken. Die RPK hält das Budget für sinnvoll und bit-
tet den Rat einstimmig, das Budget zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 6 
 
Die RPK beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 6. 
 

Zustimmung: Alan David Sangines (SP), Referent; Präsident Felix Moser (Grüne), Vizepräsident  
Florian Utz (SP), Walter Angst (AL), Dr. Florian Blättler (SP), Susanne Brunner (SVP),  
Renate Fischer (SP), Cathrine Pauli (FDP), Severin Pflüger (FDP), Sven Sobernheim 
(GLP), Johann Widmer (SVP) 

 
Ausstand: Albert Leiser (FDP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der RPK mit 118 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu. 
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Kommissionsmehrheit/-minderheit Dispositivziffer 7: 
 
Renate Fischer (SP): Die Stiftung für bezahlbare und ökologische Wohnungen – Ein-
fach Wohnen ist die jüngste der städtischen Stiftungen. Die RPK hat das Budget ge-
prüft. Für 2022 wird mit einem Aufwand von knapp 2 Millionen Franken gerechnet. Wie 
bereits im laufenden Jahr rechnet die Stiftung mit einem Defizit in der Höhe von rund 
90 000 Franken und plant Investitionen in der Höhe von 20 Millionen Franken. In den 
Rückfragen zum Budget zeigte sich aber auch, dass die jeweils frühe Budgeterstellung 
im Juni dazu führt, dass zwischen Budget und Rechnung eines Jahres mit grossen Ab-
weichungen zu rechnen ist. Die Stiftung kann im Gegensatz zu den städtischen Dienst-
abteilungen ihr Budget nicht nachträglich mit Nachtragskrediten oder Novemberbrief an-
passen. Es zeigt sich bei den Schwankungen auch, dass die Stiftung noch im Aufbau 
ist. Erfreulich ist, dass die städtischen Stiftungen einen Erfahrungsaustausch pflegen, so 
etwa zur Beschaffung von neuer Software. Die Mehrheit der RPK beantragt, das Budget 
der Stiftung für das Jahr 2022 zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Johann Widmer (SVP): Wir machen bei diesen verschiedenen Stiftungen Doppelspu-
rigkeiten aus. Es kommt vor, dass verschiedene Institutionen in der Stadt um die glei-
chen Grundstücke und Liegenschaften konkurrieren. Dadurch werden einfach mehr Gel-
der – in diesem Fall Steuergelder – in den bereits überhitzten Immobilienmarkt gepumpt. 
Die Frage lautet auch, wie man gleichzeitig ökologisch und günstig wohnen kann. Öko-
logie hat ihren Preis. Wir stellen in diesem Punkt einen Widerspruch fest. Wir nehmen 
das Budget im vorliegenden Fall ablehnend zur Kenntnis. 
 
 
Änderungsantrag zu Dispositivziffer 7 
 
Die Mehrheit der RPK beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit der RPK beantragt folgende Änderung der Dispositivziffer 7: 
 
7. Das Budget der Stiftung für bezahlbare und ökologische Wohnungen – Einfach 

Wohnen für das Jahr 2022 wird ablehnend zur Kenntnis genommen. 
 

Mehrheit: Renate Fischer (SP), Referentin; Präsident Felix Moser (Grüne), Vizepräsident Florian 
Utz (SP), Walter Angst (AL), Dr. Florian Blättler (SP), Cathrine Pauli (FDP), Severin  
Pflüger (FDP), Alan David Sangines (SP), Sven Sobernheim (GLP) 

Minderheit: Johann Widmer (SVP), Referent; Susanne Brunner (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 103 gegen 16 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 7 
 
Die Mehrheit der RPK beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 7. 
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Die Minderheit der RPK beantragt Ablehnung der Dispositivziffer 7. 
 

Mehrheit: Renate Fischer (SP), Referentin; Präsident Felix Moser (Grüne), Vizepräsident Florian 
Utz (SP), Walter Angst (AL), Dr. Florian Blättler (SP), Cathrine Pauli (FDP), Severin  
Pflüger (FDP), Alan David Sangines (SP), Sven Sobernheim (GLP) 

Minderheit: Johann Widmer (SVP), Referent; Susanne Brunner (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 103 gegen 16 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Kommissionsmehrheit/-minderheit Dispositivziffer 8: 
 
Cathrine Pauli (FDP): Die RPK hat das Budget geprüft und stimmt ihm zu. Es gibt ein 
Minderheitsvotum durch die SVP. 
 
Johann Widmer (SVP): Die SVP steht der Asyl-Organisation grundsätzlich ablehnend 
gegenüber und nimmt daher das Globalbudget ablehnend zur Kenntnis. 
 
 
Änderungsantrag zu Dispositivziffer 8 
 
Die Mehrheit der RPK beantragt Ablehnung des nachfolgenden Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit der RPK beantragt folgende Änderung der Dispositivziffer 8: 
 
8. Das Globalbudget der Asyl-Organisation Zürich für das Jahr 2022 mit zwei Produk-

tegruppen wird vorbehältlich der Vorlage des Budgets dieser Anstalt mit den 
Budgetnachträgen im November ablehnend zur Kenntnis genommen. 

 
Mehrheit: Cathrine Pauli (FDP), Referentin; Präsident Felix Moser (Grüne), Vizepräsident Florian 

Utz (SP), Walter Angst (AL), Dr. Florian Blättler (SP), Renate Fischer (SP), Severin  
Pflüger (FDP), Alan David Sangines (SP), Sven Sobernheim (GLP) 

Minderheit: Johann Widmer (SVP), Referent; Susanne Brunner (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 99 gegen 16 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
 
 
Schlussabstimmung über die Dispositivziffer 8 
 
Die Mehrheit der RPK beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 8. 
 
Die Minderheit der RPK beantragt Ablehnung der Dispositivziffer 8. 
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Mehrheit: Cathrine Pauli (FDP), Referentin; Präsident Felix Moser (Grüne), Vizepräsident Florian 
Utz (SP), Walter Angst (AL), Dr. Florian Blättler (SP), Renate Fischer (SP), Severin  
Pflüger (FDP), Alan David Sangines (SP), Sven Sobernheim (GLP) 

Minderheit: Johann Widmer (SVP), Referent; Susanne Brunner (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 102 gegen 16 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu. 
 
 
Damit ist beschlossen: 
 
Unter Ausschluss des Referendums: 
 
1. a) Die Detailbudgets der Erfolgsrechnung und der Investitionsrechnung der Stadt 

Zürich für das Jahr 2022 werden genehmigt. 
 b) Die Produktegruppen-Globalbudgets der Stadt Zürich für das Jahr 2022 werden 

genehmigt. 
2. Der Stadtrat wird ermächtigt, die pauschalen Budgetkredite für das städtische Lohn-

system (SLS), Institution 1060 Gesamtverwaltung, von Fr. 23 691 100.– nach erfolg-
ter Lohnrunde 2022 auf die Organisationseinheiten mit eigenen Lohnkonten zu über-
tragen. 

3. Die ordentlichen Gemeindesteuern werden auf 119 Prozent der einfachen Staats-
steuer festgesetzt. 

4. Das Budget der Stiftung zur Erhaltung von preisgünstigen Wohn- und Gewerberäu-
men der Stadt Zürich für das Jahr 2022 wird genehmigt. 

5. Das Budget der Stiftung Wohnungen für kinderreiche Familien für das Jahr 2022 
wird zur Kenntnis genommen. 

6. Das Budget der Stiftung Alterswohnungen der Stadt Zürich für das Jahr 2022 wird 
zur Kenntnis genommen. 

7. Das Budget der Stiftung für bezahlbare und ökologische Wohnungen – Einfach 
Wohnen für das Jahr 2022 wird zur Kenntnis genommen. 

8. Das Globalbudget der Asyl-Organisation Zürich für das Jahr 2022 mit zwei Produkte-
gruppen wird vorbehältlich der Vorlage des Budgets dieser Anstalt mit den Budget-
nachträgen im November zur Kenntnis genommen. 

 
Mitteilung an den Stadtrat und amtliche Publikation am 22. Dezember 2021 gemäss  
Art. 14 der Gemeindeordnung 
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Im Namen des Gemeinderats 
 
 
Präsidium 
 
 
Sekretariat 


